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Beschluss
Annahme

Zügige und deutliche Verbesserung des SPNV- und ÖPNV-Angebotes in Bran-
denburg realisieren

Die SPD-Landtagsfraktion und die SPD-Mitglieder der Landesregierung werden aufgefordert:

1. Sich noch deutlicher als bisher für eine zügige und deutliche Verbesserung des SPNV- und ÖPNV-Angebotes

in Brandenburg einzusetzen.

2. Das von der Bundes-SPD zur Zukunftsmission erklärten Aufgabe der Schaffung desmodernstenMobilitäts-

systems in Europa ohne Einschränkung auch in Brandenburg umzusetzen. (Zitat: „Wir werden die Verkehrs-

wende voranbringen und bis 2030 das modernste und klimafreundlichste Mobilitätssystem Europas aufbau-

en.“)

3. Die aktuell anstehenden Verhandlungen der Landesregierungmit der Volksinitiative „Verkehrswende Bran-

denburg jetzt!“ zur Schaffung einesmodernerMobilitätsgesetzes progressivmitzugestalten unddasGesetz

in den Haushaltsplänen des Landes der Jahre 2022 ff. ausreichend zu dotieren.

4. Die durch die Bundes-SPD im Rahmen des Bundestagswahlkampfes 2021 abgegebene Mobilitätszusage

auch im Rahmen des neuen Brandenburger Mobilitätsgesetzes, des zu novellierenden Landesnahverkehrs-

planes undweiterer Fachplanungen undVerordnungen auch in Brandenburg zügig umzusetzen. (Zitat: „Un-

ser Ziel ist eineMobilitätsgarantie: Jede*r Bürger*in – in der Stadt und auf dem Land - soll einenwohnortnahen

Anschluss an den öffentlichen Verkehr haben.)

5. Kurz- und mittelfristig dafür Sorge zu tragen, dass auf den stark frequentierten und häufig überlasteten

SPNV-Relationen deutliche Kapazitätserhöhungen und bessere Takte durch den Aufgabenträger Land Bran-

denburg, dies in enger Abstimmung insbesondere mit dem Land Berlin, bestellt und realisiert werden. Be-

sondereRücksicht ist auf die Stoßzeiten imBerufsverkehr, in denFerienzeitenundbei Schienenersatzverkehr

zu nehmen.

6. Die für das zukunftsweisende Programm i2030 notwendigen Planungsmittel und die beim Land Branden-

burg und seinem Dienstleister VBB notwendigen Planungskapazitäten in den Haushaltsplänen 2022 ff. des

Landes abzusichern.

7. Rechtszeitig dafür Sorge zu tragen, dass die i2030-Maßnahmen nach Vorlage des Baurechtes unverzüglich

begonnenwerden können. Hierzu sind neben EU- und Bundesmittel sowieMitteln der Eisenbahninfrastruk-

turunternehmen auch Ko-Finanzierungsmittel des Landes (wenn notwendig) zum Einsatz zu bringen.
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